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Managerhaftpflicht 

Die Abtretung des Freistellungsanspruchs in der D&O-

Versicherung  
 

Mit Neufassung des VVG nahm der Gesetzgeber 

die Vorschrift des § 108 Abs. 2 VVG in die Haft-

pflichtversicherung auf, wonach der Verwender 

(in der Regel der Versicherer) die Abtretung des 

Freistellungsanspruchs an den Dritten nicht 

durch Allgemeine Versicherungsbedingungen 

(AVB) ausschließen kann. In den Musterbedin-

gungen des GDV für die Vermögensschaden-

Haftpflichtversicherung von Aufsichtsräten, Vor-

ständen und Geschäftsführern (AVB-AVG) fand 

die Neuregelung in Ziffer 10.2 Satz 2 Eingang.
1
 

Das so geschaffene „Verbot von Abtretungsver-

boten in AVB“ führte im Schrifttum – insbeson-

dere im Hinblick auf die D&O-Versicherung – zu 

kontroversen Auseinandersetzungen.   

Die Diskussion findet vor dem Hintergrund statt, 

dass der Großteil der unter der D&O-

 

1
  Die Regelung lautet: „Eine Abtretung an den geschädig-

ten Dritten ist zulässig.“ 

Versicherung gemeldeten Schadenfälle Ansprü-

che im Innenverhältnis betrifft. Dabei handelt es 

sich um Ansprüche der Gesellschaft gegen ihre 

eigenen Organmitglieder (Vorstände, Geschäfts-

führer, Aufsichtsratsmitglieder usw.) wegen zum 

Schaden der Gesellschaft begangener Pflichtver-

letzungen. Die geschädigte Versicherungsnehme-

rin ist Anspruchstellerin gegenüber dem schädi-

genden Organmitglied.  

Es stellt sich nun die Frage, ob das „schädigende“ 
Organmitglied bei Vorliegen eines solchen Innen-

haftungsfalls nach neuer Rechtslage den Freistel-

lungsanspruch aus der D&O-Versicherung an die 

geschädigte Gesellschaft abtreten kann. Auf diese 

Weise vermeidet das Organmitglied einen Haft-

pflichtprozess im Verhältnis Gesellschaft-

Organmitglied und gegebenenfalls anschließen-

den Deckungsprozess im Verhältnis Organmit-

glied-Versicherer. Das geschädigte Unternehmen 

geht dann unmittelbar gegen den Versicherer 

vor. Der Beitrag diskutiert, ob ein solches Vorge-
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hen praktikabel ist und welche Vor- und Nachtei-

le sich aus einer Abtretung des Freistellungsan-

spruchs für die Gesellschaft beziehungsweise die 

Organmitglieder ergeben können.  

1. Regelungsgehalt von § 108 Abs. 2 vvg 

1.1 Keine generellen Abtretungsverbote in 

AVB 

Die Einführung des § 108 Abs. 2 VVG zielt unter 

anderem darauf ab, der ehemals gängigen Bedin-

gungspraxis der Versicherer, nach der generelle 

Abtretungsverbote in nahezu sämtliche AVB auf-

genommen wurden (vgl. z.B. § 7 Nr. 3 AHB 

1986/2002), Einhalt zu gebieten.2 Dem Schädiger 

steht durch die Vorschrift die Möglichkeit offen, 

seinen Freistellungsanspruch (nicht den Abwehr-

anspruch) gegenüber dem Versicherer an den 

geschädigten Dritten abzutreten, und zwar auch 

dann, wenn die haftungsrechtliche Situation noch 

nicht geklärt ist.3 Der abgetretene Freistellungs-

anspruch in der Hand des Geschädigten führt da-

zu, dass der Geschädigte gegenüber dem Versi-

cherer unmittelbar Zahlung verlangen kann.4  

Nach der Gesetzesbegründung kann der Schädi-

ger ein Interesse daran haben, „den Geschädig-

 

2
  RegE BT-Drucks 16/3945, Seite 87. 

3
  Langheid in Römer/Langheid, VVG, 3. Aufl. 2012, § 108 

Rn. 16 m.w.N. 

4
  Lücke in Prölss/Martin, VVG, 28. Aufl. 2010, § 108 Rn. 26. 

ten an den Versicherer zu verweisen, wenn dieser 

einen Haftpflichtanspruch in Frage stellt, den der 

Schädiger – vielleicht wegen seiner Beziehungen 

zu dem Geschädigten – nicht einfach zurückwei-

sen möchte.“5 Genau diese Aufrechterhaltung 

der guten Beziehungen zwischen Schädiger und 

Geschädigtem spielt bei Schadenfällen in der 

D&O-Versicherung oft eine wichtige Rolle. Das 

Verhältnis Schädiger-Geschädigter soll nicht 

durch einen Rechtsstreit belastet werden. Die 

Geltendmachung einer Schadenersatzforderung 

der Gesellschaft gegen das Organmitglied ändert 

nichts daran, dass das Organmitglied weiterhin 

bei der Gesellschaft (gegebenenfalls mit gleicher 

Verantwortung) angestellt bleibt. 

1.2 Ausnahmen von § 108 Abs. 2 VVG 

Anzumerken ist, dass die Regelung des § 108 Abs. 

2 VVG lediglich das Verbot von Abtretungsverbo-

ten in AVB vorsieht. Die individualvertragliche 

Vereinbarung eines Abtretungsverbots ist nach 

wie vor möglich, aber wohl nicht praktikabel.  

Umstritten ist, ob Abtretungsverbote in AVB dann 

zulässig sind, wenn es sich – wie möglicherweise 

auch bei bestimmten D&O-Policen – um Großrisi-

ken gemäß § 210 VVG handelt. Dies scheint nach 

der Intention des Gesetzgebers grundsätzlich 

möglich zu sein.6 In solchen Fällen muss das 

 

5
  RegE BT-Drucks 16/3945, Seite 87. 

6
  RegE BT-Drucks 16/3945, Seite 115. 
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durch AVB eingefügte Abtretungsverbot jedoch 

der allgemeinen AGB-rechtlichen Inhaltskontrolle 

nach § 307 BGB Stand halten. In der Praxis dürf-

ten solche Großrisiko-Policen mit einem Abtre-

tungsverbot nur schwer veräußerlich sein, da sich 

der „Makler getriebene“ D&O-

Versicherungsmarkt vor allem durch großen 

Wettbewerbsdruck auszeichnet.  

2. Vertragliche Konzeption der D&O-

Versicherung 

Die Besonderheit der D&O-Versicherung liegt 

darin, dass regelmäßig die Gesellschaft die D&O-

Versicherung für die mitversicherten Organmit-

glieder als Versicherung für fremde Rechnung im 

Sinne der §§ 43 ff. VVG abschließt. Die Gesell-

schaft selbst ist Versicherungsnehmerin des Ver-

sicherungsvertrages, während die Organmitglie-

der als versicherte Personen unter dem Versiche-

rungsvertrag mitversichert werden.  

Da es sich bei der D&O-Versicherung um eine 

Versicherung für fremde Rechnung handelt, steht 

die formelle Verfügungsbefugnis über die Versi-

cherungsansprüche grundsätzlich dem Versiche-

rungsnehmer zu (§ 45 Abs. 1 VVG), während die 

versicherte Person materiell anspruchsberechtigt 

ist (§ 44 Abs. 1 S. 1 VVG). Die gesetzliche Aufspal-

tung zwischen formeller Prozessführungsbefugnis 

und materieller Anspruchsinhaberschaft ist für 

die D&O-Versicherung jedoch unpraktikabel. Da-

her wird in den meisten D&O-Policen standard-

mäßig die gesetzliche Regelung des § 45 Abs. 1 

VVG abbedungen und dem Versicherten die ei-

gene Verfügungsbefugnis über die Rechte aus 

dem Versicherungsvertrag eingeräumt.7  

Konsequenz dieser vertraglichen Konzeption ist, 

dass die versicherte Person bei Innenhaftungsan-

sprüchen (zum Beispiel Ansprüche aus §§ 43 Abs. 

2, 52 GmbHG, §§ 93 Abs. 2, 116 AktG) praktisch 

die Position der Versicherungsnehmerin in der 

„normalen“ Haftpflichtversicherung einnimmt, 

während die Versicherungsnehmerin dagegen die 

gleichen Interessen wie der klassisch Geschädigte 

in der Haftpflichtversicherung verfolgt.  

3. Abtretung des Freistellungsanspruchs bei 

Innenhaftungsfällen in der D&O-

Versicherung 

Bei der Inanspruchnahme des schädigenden Or-

ganmitglieds durch die Gesellschaft in einem In-

nenhaftungsfall stellt sich die Frage, ob eine Ab-

tretung an die Gesellschaft (die gleichzeitig Versi-

cherungsnehmerin ist) gemäß § 108 Abs. 2 VVG 

zulässig ist. Einige Stimmen in der Literatur ver-

treten hierzu im Ergebnis wenig überzeugend, 

dass bei solchen Innenhaftungsfällen nicht an die 

geschädigte Versicherungsnehmerin abgetreten 

werden könne, da es sich bei der Versicherungs-

nehmerin nicht um eine (geschädigte) Dritte im 

Sinne von § 108 Abs. 2 VVG bzw. Ziffer 10.2 S. 2 

 

7
  Vgl. z.B. Ziffer 10.1 AVB-AVG 2008: „Die Ausführungen 

der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht aus-

schließlich den versicherten Personen zu (…).“ 
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AVB-AVG handeln würde.8 Ohne hier im Einzel-

nen auf die vorgebrachten Argumente einzuge-

hen war dem Gesetzgeber bei der Neuregelung 

der Haftpflichtversicherung und des § 108 Abs. 2 

VVG die Konstellation der D&O-Versicherung und 

der Versicherung für fremde Rechnung bekannt.9 

Eine Einschränkung des Anwendungsbereichs von 

§ 108 Abs. 2 VVG wurde jedoch nicht vorgenom-

men. Die Möglichkeit der Personenidentität von 

Versicherungsnehmerin und geschädigtem Drit-

ten wurde auch in der Rechtsprechung bereits 

mehrfach problematisiert.10 

Eine Abtretung im Verhältnis versicherte Person – 

Versicherungsnehmerin ist daher nach hier ver-

tretener Ansicht (auch vor Klärung der Haft-

pflichtfrage) möglich.  

4. Konsequenzen der Abtretung  

4.1 Direkter Zahlungsanspruch der Gesell-

schaft gegen den Versicherer  

Die Abtretung des Freistellungsanspruchs in der 

D&O-Versicherung an die Gesellschaft bewirkt, 

dass die Gesellschaft die Ansprüche aus dem 

 

8
  Vgl. dazu Zusammenfassung in Langheid in Rö-

mer/Langheid, VVG, 3. Aufl. 2012, § 108 Rn. 20. 

9
  Vgl. RegE BT-Drucks 16/3945, Seite 85 (zur D&O-

Versicherung). 

10
  Vgl. BGH VersR 1986, 1010; BGH VersR 2008, 1202, 1203 

(zur Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung). 

Haftpflicht- 

und Deckungs-

verhältnis un-

mittelbar  ge-

genüber dem 

Versicherer 

geltend ma-

chen kann.11 Der Freistellungsanspruch der versi-

cherten Person wandelt sich also in einen Zah-

lungsanspruch der Gesellschaft unmittelbar ge-

gen den Versicherer.12 Bei Geltendmachung eines 

solchen Anspruchs durch die Gesellschaft muss 

der Versicherer die Haftpflichtfrage inzident als 

Vorfrage mitprüfen. Wird der Anspruch klagewei-

se geltend gemacht entscheidet das Gericht so-

wohl über den Deckungsschutz aus der Haft-

pflichtversicherung als auch über die Haftpflicht-

forderung der Gesellschaft gegen das Organmit-

glied. Das Trennungsprinzip, wonach zwischen 

Deckungs- und Haftpflichtprozess streng zu un-

terscheiden ist, wird in dieser Konstellation also 

überwunden.  

 

11
  Vgl. Langheid in Römer/Langheid, VVG, 3. Aufl. 2012, § 

108 Rn. 16.  

12
  Vgl. Langheid in Römer/Langheid, VVG, 3. Aufl. 2012, § 

108 Rn. 16; Wandt in Münchener Kommentar zum VVG, 

§ 108 Rn. 84. 

Durch die Abtretung 

kann sich das geschädig-

te Unternehmen direkt 

an den Versicherer  

wenden. 
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4.2 Auswirkungen der Abtretung für die Ge-

sellschaft  

4.2.1 Zeugenstellung des Organmitglieds 

Die Abtretung des Freistellungsanspruchs im Ver-

hältnis versicherte Person-

Versicherungsnehmerin hat zur Folge, dass bei 

einem sich gegebenenfalls anschließenden Ge-

richtsverfahren das „schädigende“ Organmitglied 
(die versicherte Person) regelmäßig keine Partei 

des Rechtsstreits wird und deshalb von beiden 

Parteien als Zeuge benannt werden kann. Abhän-

gig davon, in welchem Verhältnis die versicherte 

Person zur Versicherungsnehmerin steht (und ob 

die Pflichtverletzung eingestanden wurde), kann 

darin ein Vor- oder Nachteil für die Gesellschaft 

gesehen werden.  

Im Schrifttum wird 

in diesem Zusam-

menhang immer 

wieder auf die an-

gebliche Gefahr des 

kollusiven Zusam-

menwirkens zwi-

schen versicherter 

Person und Versicherungsnehmerin durch die 

Zeugenstellung des Organmitglieds hingewie-

sen.13 Dieser Einwand überzeugt nicht und wider-

spricht der Intention des Gesetzgebers, der ein 

 

13
  Vgl. Übersicht bei Langheid in Römer/Langheid, VVG, 3. 

Aufl. 2012, § 108 Rn. 20. 

Abtretungsverbot nicht mehr wollte. Die Auf-

rechterhaltung der guten Beziehung zwischen 

Geschädigtem und Schädiger14, in der D&O-

Versicherung der Fortführung des Anstellungs-

verhältnisses der Gesellschaft mit dem Organmit-

glied und der weiteren (unbelasteten) Zusam-

menarbeit, stehen bei der Neuregelung des § 108 

Abs. 2 VVG im Vordergrund.  

Die tatsächlichen Auswirkungen durch die Zeu-

genstellung des Organmitglieds sind zudem mar-

ginal. Denn nach der Rechtsprechung des Bun-

desgerichtshofes muss die Partei wie ein Zeuge 

einvernommen oder angehört werden, wenn sie 

für Vier-Augen-Gespräche sonst keine Zeugen 

benennen kann.15 Diese Konstellation liegt in 

D&O-Schadenfällen häufig vor, bei denen allein 

das Organmitglied über seine (pflichtwidrigen) 

Handlungen Auskunft geben kann.  

In der Einschätzung der Glaubwürdigkeit des 

Zeugen und der Haftungssituation durch den 

Richter ergibt sich ohnehin kein großer Unter-

schied allein aus dem Umstand, dass das schädi-

gende Organmitglied formaljuristisch nicht Partei 

des Haftpflichtprozesses, sondern Zeuge im „Di-

rektprozess“ ist.  

Unabhängig davon setzt ein kollusives Zusam-

menwirken zwischen Organmitglied und Gesell-

 

14
  Siehe oben unter Ziffer 2. 

15
  BGH NJW-RR 2006, 61, 63. 

Das versicherte Or-

ganmitglied kann im 

Deckungsstreit als 

Zeuge vernommen 

werden. 
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schaft ein strafbares Verhalten (Versicherungsbe-

trug usw.) der Beteiligten – mit allen daraus re-

sultierenden Konsequenzen – voraus, was nicht 

einfach unterstellt werden kann und in der Praxis 

nur in Ausnahmefällen vorkommen dürfte. 

Letztlich bestand auch nach alter Rechtslage die 

Gefahr eines kollusiven Zusammenwirkens. Denn 

auch hier konnte der Versicherer im Haftpflicht-

prozess nicht verhindern, dass das Organmitglied 

in kollusiver Absicht Tatsachen gemäß § 138 Abs. 

3 ZPO zugestand, was sich im Rahmen der Bin-

dungswirkung nachteilig auf die Eintrittspflicht 

des Versicherers auswirkte.  

4.2.2 Gesellschaftsrechtliche Beweiserleichte-

rungen 

Von größerer praktischer Relevanz für die ge-

schädigte Gesellschaft ist die Frage, ob bei einem 

solchen „Direktprozess“ im Rahmen der Inzi-

denzprüfung der Haftpflichtfrage die gesell-

schaftsrechtlichen Beweiserleichterungen zur 

Anwendung kommen. Gemäß § 93 Abs. 2 S. 2 

AktG16 muss das Organmitglied (und nicht die 

geschädigte) Gesellschaft beweisen, dass es die 

Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften 

Geschäftsleiters angewandt hat. Praktisch muss 

die Gesellschaft also den Eintritt und die Höhe 

des Schadens, die Handlung des beklagten Or-

 

16
  Im Rahmen der Geschäftsführerhaftung gemäß § 43 Abs. 

2 GmbHG wird die Beweislastregelung des § 93 Abs. 2 S. 

2 AktG analog angewendet.  

ganmitglieds sowie die adäquate Kausalität zwi-

schen Schaden und Handlung beweisen. Das Or-

ganmitglied muss dagegen im Rahmen von § 93 

Abs. 2 S. 2 AktG den Beweis für fehlendes Ver-

schulden bzw. für die fehlende Pflichtwidrigkeit 

erbringen, also darlegen, dass es seinen Sorg-

faltspflichten genügte und der Schaden bei 

pflichtgemäßen Alternativverhalten ebenfalls 

eingetreten wäre.17 

Aus Sicht der Gesellschaft stellt sich nun die Fra-

ge, ob sie sich im „Direktprozess“ gegen den Ver-

sicherer im Hinblick auf den (inzident) zu prüfen-

den Haftpflichtanspruch ebenfalls auf diese Be-

weiserleichterung berufen kann. 

Nach hier vertretener Ansicht kann es im Ergeb-

nis keinen Unterschied machen, ob der Anspruch 

aus § 93 Abs. 2 AktG (bzw. § 43 Abs. 2 GmbHG) 

unmittelbar gegenüber dem schädigenden Or-

ganmitglied geltend gemacht wird oder ob dieser 

Anspruch inzident im Rahmen eines „Direktpro-

zesses“ gegen den Versicherer geprüft wird.18 Die 

gesetzlich gewollte Verbindung des Haftpflicht- 

mit dem Deckungsprozess führt nicht dazu, dass 

sich hinsichtlich der Grundlagen des Haftpflicht-

anspruchs die Beweislage verschiebt und damit 

 

17
  Vgl. BGH VersR 2008, 1355; Lange in Veith/Gräfe, Der 

Versicherungsprozess, 2. Aufl. 2010, § 16 Rdnr. 49. 

18
  A.A. Böttcher NZG 2008, 645, 648, tendenziell auch 

Langheid in Römer/Langheid, VVG, 3. Aufl. 2012, § 108 

Rn. 23. 
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der Geschädigten der Beweis des Haftpflichttat-

bestandes erschwert wird. Zudem erleidet der 

Versicherer im Direktprozess durch die Anwen-

dung der Beweislastregelung keinen Nachteil, 

denn ihm stehen jedenfalls über § 31 VVG alle 

Möglichkeiten offen, von der versicherten Person 

sachnahe Informationen und Auskünfte zu erfra-

gen, die er zur Abwehr des Anspruchs benötigt.19 

Kommt die versicherte Person dem nicht nach, 

kann der Versicherer Obliegenheitsverletzungen 

(ggf. mit der Folge der Leistungsfreiheit im De-

ckungsverhältnis) einwenden.  

Festzuhalten ist, dass es zu diesem Punkt bisher 

keine Rechtsprechung gibt, so dass hier für die 

Gesellschaft beweisrechtlich ein einzukalkulie-

rendes Risiko besteht. 

4.2.3 Weiteres Vorgehen gegen das Organmit-

glied 

Da das Urteil im „Direktprozess“ gegen den Versi-

cherer gemäß § 325 ZPO inter partes Wirkung 

allein zwischen Versicherer und Gesellschaft er-

zeugt, ist das Organmitglied an die tatbestandli-

chen Feststellungen aus diesem Urteil grundsätz-

lich nicht gebunden. Dieser Punkt kann im Rah-

men der zwingenden Selbstbehaltsregelung ge-

mäß § 93 Abs. 2 Satz 3 AktG, bei vertraglich ver-

einbarten sonstigen Selbstbehalten oder einer 

nicht ausreichenden Deckungssumme eine Rolle 

spielen. Die Gesellschaft muss in solchen Fällen, 

 

19
  Vgl. Lange r+s 2010, 185, 189. 

um den Schaden vollständig auszugleichen, gege-

benenfalls einen weiteren Rechtsstreit gegen das 

Organmitglied führen. Um ein doppeltes Prozes-

sieren möglichst zu vermeiden, sollte die Gesell-

schaft im Einzelfall sicherstellen, dass die versi-

cherte Person sich ebenfalls an die Ergebnisse 

des „Direktprozesses“ halten lassen muss (bspw. 
durch Streitverkündung gegenüber dem Organ-

mitglied oder eine vertragliche Vereinbarung).  

4.3 Auswirkungen der Abtretung für die versi-

cherte Person  

4.3.1 Ausgestaltung der Abtretungsvereinba-

rung 

Die Abtretung des Freistellungsanspruchs setzt 

das Einverständnis des Organmitglieds voraus. 

Die Einzelheiten der Abtretungsvereinbarung 

können daher durch das Organmitglied mit der 

Gesellschaft verhan-

delt werden. Die 

Vereinbarung sollte 

eine Regelung dazu 

beinhalten, dass die 

Gesellschaft wäh-

rend der „direkten“ 
Verfolgung ihrer Ansprüche gegen den Versiche-

rer keine (weiteren) Ansprüche gegen die versi-

cherte Person geltend macht (Abtretung erfül-

lungshalber). Die Abtretung erfüllungshalber be-

wirkt, dass die Gesellschaft vorrangig mit Hilfe 

des abgetretenen Anspruchs versuchen muss, 

Das Einverständnis 

des Organmitglieds 

ist Voraussetzung der 

Abtretung. 
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ihren Schaden zu kompensieren.20 Auf diese Wei-

se hat die Abtretung für das Organmitglied den 

Vorteil, dass es – abhängig vom Ausgang des Di-

rektprozesses – nicht oder zumindest nicht un-

mittelbar in Anspruch genommen wird.  

Weiterhin muss sich in der Abtretungsvereinba-

rung eine Regelung dazu finden, dass nach Ab-

schluss eines Vergleichs oder nach Abgabe eines 

Anerkenntnisses im „Direktprozess“ eine weitere 
Geltendmachung von Ansprüchen gegenüber 

dem Organmitglied ausgeschlossen ist. Gleiches 

sollte nach Möglichkeit für den Fall vereinbart 

werden, dass ein Gericht die Klage im Direktpro-

zess aus deckungsrechtlichen Erwägungen ab-

weist und damit die Befriedigung aus dem abge-

tretenen Freistellungsanspruch scheitert. 

Sofern die Deckungssumme nach erster Einschät-

zung unzureichend ist beziehungsweise eine ver-

tragliche oder gesetzliche Selbstbehaltsregelun-

gen (§ 93 Abs. 2 S. 3 AktG) Anwendung findet, 

muss zusätzlich geregelt werden, dass bis zum 

Ausgang des Direktprozesses keine Ansprüche 

gegen das Organmitglied geltend gemacht wer-

den.21  

 

20
  Noch vorteilhafter wäre es für das Organmitglied, die 

Abtretung an Erfüllungs statt abzuschließen. Darauf wird 

sich die Gesellschaft im Regelfall jedoch nicht einlassen. 

21
  Wenn das Organmitglied im eigenen Namen eine so 

genannte Selbstbehaltspolice abgeschlossen hat, kommt 

ebenfalls die Abtretung der hieraus resultierenden Frei-

stellungsansprüche an die Gesellschaft in Betracht. 

4.3.2 Zeitpunkt des Abschlusses der Abtre-

tungsvereinbarung 

Die Abtretungsvereinbarung zwischen Organmit-

glied und Gesellschaft kann unmittelbar nach Ein-

tritt des Versicherungsfalls geschlossen werden. 

Der Versicherungsfall tritt in der D&O-

Versicherung regelmäßig durch die Anspruchser-

hebung (claims made) der Gesellschaft gegen-

über dem Organmitglied ein.  

Der Wirksamkeit der Abtretung und der Ernsthaf-

tigkeit der Inanspruchnahme steht es nicht ent-

gegen, wenn das Organmitglied von der ihm ge-

setzlich zustehenden Möglichkeit Gebrauch 

macht und mit der Gesellschaft über die Ausge-

staltung der Vereinbarung verhandelt. Zeitlich 

können solche Verhandlungen auch schon vor 

der Inanspruchnahme geführt werden, etwa 

wenn die Schadenermittlung durch die Gesell-

schaft noch nicht abgeschlossen, eine Inan-

spruchnahme aber wahrscheinlich ist. 

5. Fazit 

Mit der Abtretung des Freistellungsanspruchs in 

der D&O-Versicherung eröffnen sich bei Innen-

haftungsansprüchen für die geschädigte Gesell-

schaft und das schädigende Organmitglied neue 

Möglichkeiten. Eine direkte (gerichtliche) Ausei-

nandersetzung zwischen den Beteiligten wird 

vermieden und eine weitere unbelastete Zusam-

menarbeit ist möglich. Abhängig von der Bereit-

schaft des Organmitglieds sollte eine Abtretung 

des Freistellungsanspruchs daher im Einzelfall 
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angestrebt werden, um einen direkten Zahlungs-

anspruch gegen den Versicherer zu erlangen (und 

gegebenenfalls in einem „Direktprozess“ durch-

zusetzen). Die Ausgestaltung der Abtretungsver-

einbarung, die prozessuale Stellung des Organ-

mitglieds sowie der mögliche Verlust der gesell-

schaftsrechtlichen Beweiserleichterungen müs-

sen im Einzelfall genau geprüft werden. Aus Sicht 

der geschädigten Gesellschaft ist sicherzustellen, 

dass das Organmitglied sich an die Feststellungen 

eines solchen „Direktprozesses“ halten lässt, ins-

besondere dann, wenn über den Versicherungs-

anspruch hinausgehende Forderungen im Raum 

stehen.  

 

Diesen Beitrag veröffentlichte die Zeitschrift Die 

Versicherungspraxis in ihrer Ausgabe 09/2012. 

Für Rückfragen steht Ihnen der Autor gern zur 

Verfügung: 

Dr. Fabian Herdter, LL.M. Eur. 

Rechtsanwalt und Partner 

 

WILHELM Partnerschaft von 

Rechtsanwälten mbB 

Tel: +49 211 687746 50 

fabian.herdter@wilhelm-rae.de 
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Über uns: 

Die Sozietät Wilhelm ist spezialisiert auf die Beratung von Unternehmen und deren Entschei-

dungsträgern in kritischen Situationen – vom Großschaden über die persönliche Inanspruchnah-

me bis hin zum Compliance-Verstoß im Unternehmen. Sechzehn Berufsträger an zwei Standorten 

(Düsseldorf und Berlin) vereinen hierfür Expertise aus den Bereichen Versicherung, Haftung, Wirt-

schaftsstrafrecht und Gesellschaftsrecht. Weltweit kooperiert die Sozietät mit Kanzleien unter an-

derem in Chicago, New York, London, Paris, Rom, Warschau und Brüssel. Mit seinen internationa-

len Kooperationspartnern bietet Wilhelm die Expertise zur Lösung grenzüberschreitender Haf-

tungs- und Deckungsstreitigkeiten, M&A-Transaktionen sowie internationaler Großprojekte. 

WILHELM Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB 

Düsseldorf: Berlin: 

Reichsstraße 43 Fasanenstraße 65 

40217 Düsseldorf 10719 Berlin 

Telefon: + 49 (0)211.68 77 46-0 + 49 (0)30.81 72 732-0 

Telefax: + 49 (0)211.68 77 46-20  + 49 (0)30.81 72 732-0 

info@wilhelm-rae.de berlin@wilhelm-rae.de 

 

 


